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Klarer Sieg 
|n Baden- 
Württemberg 
^stätigung der Politik von 
ne'mut Kohl und Lothar Späth 
D|eh 
*rt\ 5^den"Württembergische Landtagswahl 
Si 90/ 

März 1984 brachte für die CDU mit 
AlL /? der Stimmen ein großartiges Ergebnis, 
kin   , ndate (68) konnten gehalten werden, 
ren' 

eir>ziger Wahlkreis ist für die CDU verlo- 
j*t u*9angen> das P0,|tische Kräfteverhältnis 
An Verändert geblieben. 

v 9esichts der Tatsache, daß 

\^*Z.  Gesundung  der  Bundesfinanzen   und  zur 
Mi0   ße.9un9 eines Wirtschaftsaufschwungs rd. 30 
Stuttq Ürgern  —  sowohl von Bonn wie auch von 
^Bte ? aUS ~" erheblicne Opfer zugemutet werden 

*"*n t,6 Partei- die in Bonn die Regierung stellt, nach 
V°rnhe

ISheri9en Erfahrungen sozusagen schon von 
^hrer

rein bei Landta9swahlen mit Abschlägen von 
9e|nde

eijJ Prozentpunkten — vor allem wegen man- 
ner" obilisierungsbereitschaft der eigenen An- 
\ -I 5o~~ sehnen muß, ist der nur leichte Rückgang 
\ Q gegenüber der Landtagswahl von 1980 und 

•'/o gegenüber der Bundestagswahl vom 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

6. März 1983 ein bemerkenswertes Ereig- 
nis: dies nicht zuletzt auch vor dem Hin- 
tergrund einer gegenüber der Bundes- 
tagswahl '83 um über 16 Prozentpunkte 
niedrigeren Wahlbeteiligung. 
Dieses Ergebnis ist eine Bestätigung der 
Politik von Bundeskanzler Helmut Kohl 
und von Ministerpräsident Lothar Späth. 
Zu dem Erfolg trugen bei 
— einmal der „Rückenwind" aus Bonn. 
Die baden-württembergische Landtags- 
wahl konnte in einem guten bundespoliti- 
schen Klima stattfinden. Die Umfragen si- 
gnalisierten für die Union bei der sog. 
„Sonntagsfrage" stabile«Werte von 48 bis 
50% und eine zunehmend günstigere Ein- 
schätzung der Bürger hinsichtlich der wei- 
teren wirtschaftlichen Entwicklung; 
— zum anderen die gute Arbeit der CDU 
Baden-Württemberg und der CDU-Land- 
tagsfraktion, die mit Lothar Späth einen 
glänzenden Kandidaten für das Amt des 
Ministerpräsidenten präsentierten. So war 
nach einer Umfrage kurz vor der Wahl für 
nahezu 100% aller CDU-Anhänger, aber 
auch für 60% aller Baden-Württemberger, 
Lothar Späth der gewünschte Ministerprä- 
sident. Seine Konkurrenten Lang (SPD) 
und Morlok (FDP) traten mit 13% bzw. 
1 % demgegenüber gar nicht in Erschei- 
nung. Die Überlegenheit Späths kommt 
auch darin zum Ausdruck, daß selbst ein 
Viertel der SPD-Sympathisanten ihn dem 
SPD-Kandidaten vorzog; 
— zum dritten, die als sehr gut empfun- 
dene wirtschaftliche Lage in Baden-Würt- 
temberg, die für deutlich besser gehalten 
wurde als anderswo. Dies verband sich 
mit einer hohen Kompetenz für die Lö- 
sung der künftigen Probleme des Bundes- 
landes. 
Die CDU ist auch in Baden-Württemberg 
die Partei, der die meisten Jungwähler 
(43%) ihre Stimme gegeben haben, wäh- 

rend die SPD z. B. bei den Jungwähler 
bei rund 30% hängengeblieben ist. 
Sehr gut abgeschnitten hat die CDU auc 
um Stuttgart herum, also dort, wo die Q{ 

ßen Industriezentren liegen. In Böblin9e 

und   Sindelfingen,   den   Wohnorten   ö 

Daimler-Arbeiter, hat die CDU sogar m 
Plus ( + 1,5%) abgeschlossen. In den so 
stigen  traditionellen  Arbeiterhochburge 

waren die Verluste deutlich unterdurc 
schnittlich, wenn überhaupt Verluste 
verzeichnen waren.  Erste Analysen z 

gen, daß 47% aller Arbeiter und 53% a" 
Angestellten CDU gewählt haben. 

Probleme hatte die CDU vor allem in 
ße- 

Null' 
na* 

aUch 
starK 

reichen   des   öffentlichen   Dienstes. 
32% der Beamten wählten CDU. Die , 
runde"   im  öffentlichen   Dienst z. B- 
dort ihre Spuren hinterlassen. Aber 
in  ländlichen  Bereichen  mit  einer 
ausgeprägten    Vollerwerbsstruktur 
Landwirte war das Ergebnis etwas unflI. 
stiger als sonst. Das dürfte auf die u^.g 

cherheit darüber zurückzuführen sein,.ter- 
es in Brüssel mit der Agrarpolitik wei 

geht. 

Der große Verlierer dieser 
Wahl war die SPD 
Sie hat — wie auch der SPD-Bundes^ 
Schäftsführer Glotz zugeben muß -~ ^5 

Wahlziele nicht erreicht. Im Gegenteil: ^ 
Abschneiden der SPD muß für sie als 
tastrophe gewertet werden: . 
— Sie hat als Oppositionspartei nod1 ^ 
mal gegenüber der Landtagswahl h 

1980 verloren, obwohl sie eigentlich 
allen bisherigen Erfahrungen des Wa p 

haltens in dieser politischen Konstel j 
(CDU in Bund und Land an der Reg'er 

hätte deutlich zulegen müssen. 
tfsd1 

Sie hat als Oppositionspartei ve Q, 
weil es ihr nicht gelungen ist, Pr°te ^pp 
tential an sich zu binden. Für die ^ 
stellt sich immer mehr als verhäng"1 ^ 
heraus, daß sie sich nicht klar von 
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Jjelner Geißler: Strategie 
aer SPD ist gescheitert 
^neralsekretär Heiner Geißler sieht in 
temh Wahler9ebnis von Baden-Würt- 
COli rQ ein "Versa9en der SPD". Die 
^ie Rhabe ihr Wahler9ebnis gehalten, 
I Bonner Opposition aber vom Wäh- 
St 

eine klare Absage erhalten. Die 
übe von SPD"Chef Willy Brandt, 
Mac

r
h
di? Bundesländer „wieder an die 

seh in Bonn zu 9elangen, ist ge- 
schnltert"'fÜgte Geißler hinzu- Das Ab- 
*eichen VOn FDP und Grünen be- 

nnete Geißler gleichermaßen als 
^lnen Erfolg". 

derSPr>ab9renzt'  Das  "Techtelrnechter 
Sprj    D mit den Grünen hat sich für die 
aiJs9e?Uhh in Baden-Württemberg nicht 
Qrünen •' lnsofern ist das Erstarken der 
Doiitj ln Baden-Württemberg Ausdruck 
•N ö. hen Versagens der SPD. 

% gp^'^üchkeit hat den Vorsitzenden 
Seih*r*     Bundestagsfrakti( aus irw ~ uur,aesiagstraktion   Vogel 
% er  

po,it'schen   Traum   gerissen,   in 
jW     n|cht nur der CDU im Land, son- 

n^ettCh der Bonner Koalition einen 
W°llte H verPassen wollte. Die SPD 
!*' als i!n Arbeitnehmern den Stimmzet- 
tel ,"hauPtwaffe" gegen die CDU in die 
H a ?en- Diese Rechnung der SPD ist 
S Sjch

9e9angen. Die Arbeitnehmer ha- 
5ss6ri 

n v°n der SPD nicht vorschreiben 
?'* Sp sie wählen sollen. 
S auf 

lst in Baden-Württemberg poli- 1 auf "aucii-vvuiuemuerg  poil- 
Xen 

e,nen absoluten Tiefpunkt ange- 

Qrü grünen 
ri rrv 

1 Einern -lns9esarnt 8 Prozentpunkten 
lC^tlirk 2u9ewinn von 2,7 Punkten ein ''ich        s»~"""i «uii c,i   ruriivieii ein 

5a 6iQenpeS Er9ebnis erreicht. Sie haben 
-  ) 

es Potential nicht nur festigen, 
Ve°K9ar zusat2liche Protestwähler 

rouchen können. Trotz ihrer be- 

sonders hohen Mobilisierungsbereitschaft 
und ihres prozentualen Zugewinns muß- 
ten auch die Grünen gegenüber der Bun- 
destagswahl vom März 1983 absolut Stim- 
menverluste hinnehmen. Bei der Bundes- 
tagswahl '83 hatten sie noch rd. 17500 
mehr Stimmen erreicht. 

Die FDP 
verlor in Baden-Württemberg, ihrem alten 
Stammland, erneut; sie erreichte nur ei- 
nen Stimmenanteil von 7,2%. Ihre Strate- 
gie, die absolute Mehrheit der CDU zu 
brechen, ging nicht auf; sie wendete sich 
im Gegenteil gegen die FDP selbst. Die 
FDP vermochte den Wählern den Sinn ih- 
res Kampfes gegen die CDU im Lande 
nicht klarzumachen, wo doch Union und 
FDP auf Bundesebene gut zusammenar- 
beiten. 

Das Wahlergebnis vom 25. März 1984 hat 
die Politik der Union eindrucksvoll bestä- 
tigt. Der Wahlausgang ist jedoch kein 
Grund zur Entspannung. Große Heraus- 
forderungen, die unsere ganze Kraft erfor- 
dern, stehen ins Haus: die Europawahl am 
17. Juni; die Kommunalwahlen im Saarland 
und in Rheinland-Pfalz am gleichen Tag; 
im Herbst Kommunalwahlen in Nordrhein- 
Westfalen und 1985 Bürgerschafts- und 
Landtagswahlen in Berlin, im Saarland und 
in Nordrhein-Westfalen. Es gilt: auch die- 
se Herausforderungen zu meistern. 

Keine steuerliche 
Absetzbarkeit von Geldbußen 
Der Bundesrat hat die Vorlage der Bun- 
desregierung zur Änderung des Einkom- 
mensteuergesetzes und des Körper- 
schaftssteuergesetzes begrüßt, durch 
den die Abzugsfähigkeit von betrieblichen 
oder beruflich veranlaßten Geldbußen, 
Ordnungsgeldern und Verwarnungsgel- 
dern als Betriebsausgaben oder Wer- 
bungskosten ausgeschlossen werden 
soll. 
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EUROPA 

Bundesfachausschuß: 
Europa bietet 
mehr als Butterberge 
und Milchseen 
Dauerhafte Fortschritte auf dem Weg 
zu einer Einigung Europas sind nur 
zu erzielen, wenn es gelingt, die Ju- 
gend für die Idee Europas zu gewin- 
nen und sie aktiv an der weiteren 
Entwicklung zu beteiligen, erklärt die 
Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses Jugendpolitik der CDU, 
MdL Gabriele Kokott-Weidenfeld. 

Deshalb fordert der Bundesfachaus- 
schuß Jugendpolitik der CDU die Ju- 

gend auf, bei der zweiten Europawahl am 
17. Juni ihre Stimme abzugeben. Junge 
Menschen sollen mitbestimmen, wie es 
weitergeht mit Europa. 
Mit unserem Wahlaufruf „Ja zu Europa" 
machen wir insbesondere jungen Men- 
schen deutlich, daß Europa mehr zu bie- 
ten hat als Butterberge und Milchseen, er- 
klärte die Vorsitzende. 
Zusammen mit unseren befreundeten Par- 
teien in Europa setzen wir uns beispiels- 
weise dafür ein, daß 
— ein europäischer Berufsausbildungs- 
paß für junge Menschen geschaffen wird, 
in dem die Qualifikation der Inhaber so 
deutlich wird, daß sie in jedem EG-Land 
ergänzende Berufsausbildungen durch- 
laufen oder entsprechend ihrer Berufsaus- 
bildung einen qualifizierten Beruf ausüben 
können; dies erfordert eine Vereinheitli- 
chung der Berufsausbildung in den Mit- 
gliedstaaten und gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome und Abschlußzeug- 
nisse; 

— der Unterricht in den Gemeinscha 
sprachen   sowie   in   europäischer 
schichte, Geographie und Kultur geför 
wird; ch 

— Programme für den JugendaustaU 
weiter ausgebaut werden, insbeson 
für jugendliche Arbeitnehmer. 
Wir fordern weiterhin eine verstärkte eu 

der  ^°°. päische   Zusammenarbeit   in hne 

i* 

0 

Schulpolitik. Um ein freies Studium o 
bürokratische Hemmnisse zu errfi 
chen, wird Freizügigkeit auch und Qß 
für Studenten angestrebt. Hierzu 9* r. 
auch die Förderung der Mobilität der ^ 
kräfte an Universitäten, damit der eur "^ 
sehe Charakter der Universitäten 9eS 

Ja zu Europa heißt auch: Moderne__ 
wird. 

nologien als Chancen nutzen. Fur o    |te 

Technologie Grundlage ihrer wirts 

7 i/ftlt" 
entw'0^ gend Europas ist eine 

Technologie Grundlage ihrer ***£#* 
chen und sozialen Zukunft. Deshalb fl, 
notwenig, daß die mit den neuen Te ^ 
logien gebotenen Möglichkeiten i"J u0< 
men der allgemeinen Bildung und d,. 
ruflichen Aus- und Weiterbildung De 

sichtigt werden. gr 
Diese Beispiele zeigen, daß sich da   ^ 
gagement junger Menschen für 
lohnt. 

Grenzkontrollen abschaffen 
Die deutschen Grenzkontrollen a ^ 
Übergängen zu Belgien, Luxernb^i ^ 
den Niederlanden werden möglien .$ 
völlig abgeschafft. Wie Generals ^ 
Geißler in Borken auf einer Regio^ pl# 
renz der westfälischen CDU sagt* ^ 
das Bonner Kabinett derzeit, ob o ^ 
desrepublik an den Grenzen zü „/ 
drei Ländern nicht auf die Kontroi # 
ziehten könne. Geißler wies dar 0 
daß die Benelux-Staaten unter« ^ 
bereits die Kontrollen abgescham 
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GEMEINDEN 

Jjachhaltige Hilfe aus Bonn: 
öund bleibt ein verläßlicher Partner 
den ljj

nzle»e Situation der Gemein- 
den« i lch selt dem Regierungs- 
VeW   m 0ktober 1982 erheblich 
5cHleh tn' Nachdem unter die „Ver- 

N SKhnnof"Polltik" der Reg'e- 
^ Ah  •   ldt' die zunehmend zu ei- 
^s a..r?,,2un9 der Lasten des Bun- 
Sch|Uß dle Gemeinden führte, ein 
\ ist Ji      n Qezogen werden konn- 
te im ? De,lzit der Gemeindehaus- 

*rk zT -ahr 1983 auf elne M^Harde 
9e9aho   Ckgegan9en-ln den voran- 
.* 5,3 &enen Jahren betrug es 1979 
Mllii   ""'»arden Mark, 1980 = 5,6 

SlVlftfu" Mark>1981 = 11 M"»ar- 
%£*'* und 1982 = 7,5 Milliarden 

Neben rt 
• Sem*:H e'9enen Anstrengungen der 
t^Whr en waren es die Bonner 
di UerpoSSSe und die Beschlüsse zur 
>ern a"!,k Und Steuerverteilung, die zu 
d!n- Allein [fullchen Ergebnis geführt ha- 
? Koaiiti     ch die Haushaltsbeschlüsse 

CdftniaS»Jer Mitte Wurden die Ge" 
Gi astet    r b,s z" zwei Milliarden Mark 
>feSt     ellt  CDU/CSU-MdB  Michael 

0 ko 

^rt1ftiUni?ft
lnsbesondere der Anstieg der 

Ob'Vent Personalkosten auf rund 
in ^ 8,6 p• beschränkt werden, gegen- 

V8lDan     nt in 1980 und 6-8 Prozent 

!^b| 
% % 

**Urürde,n in 1983 auf rund eine Mil" 
Her Kü

K- während der Bund trotz er- 
Vu riJnd {^u29en im vergangenen Jahr 
beia   n«ue c Prozent seiner Ausgaben 
Ofen sinK       den finanzieren mußte, 

n auf n die Ne"okredite der Kom- 
nur noch knapp ein Prozent 

der kommunalen Gesamtausgaben. Das 
heißt: Die finanzielle Lage der Gemeinden 
hat sich im Vergleich zum Bund erheblich 
verbessert. 

Für die nachhaltige Besserung der Ge- 
meindefinanzen sind nicht nur Ausgaben- 
kürzungen, sondern auch erhöhte Mittel- 
zuweisungen im Rahmen der Gemein- 
schaftsfinanzierungen verantwortlich. Ins- 
gesamt wurden die an Länder und Ge- 
meinden überwiesenen Beträge für die 
Städtebauförderung, die Zonenrandförde- 
rung, die Krankenhausfinanzierung, den 
Hochschulbau, die Verbesserung der 
Agrarstruktur und die Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur um mehr 
als 500 Millionen Mark aufgestockt. Zugu- 
te kam den Gemeinden ebenso die um 
zwei Milliarden Mark verstärkte Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus. 

Die Konsolidierungspolitik des Bundes hat 
per saldo zu einer spürbaren Entlastung 
der Kommunen geführt und wird daher 
konsequent fortgesetzt. Für die Union gilt 
aber auch in Zukunft der Grundsatz: Die 
Finanzprobleme des Bundes dürfen nicht 
auf dem Rücken der Gemeinden gelöst 
werden. Der Bund wird ein berechenbarer 
und verläßlicher Partner der Gemeinden 
bleiben. 

Die Bundesregierung wird auch in den 
kommenden Jahren eine Politik der Stär- 
kung der kommunalen Selbstverwaltung 
befolgen. Eine Kommission von Vertretern 
des Bundes, der Länder und Gemeinden 
prüft gegenwärtig, in welchen Bereichen 
Aufgabenbelastungen der Kommunen, die 
durch die Gesetzgebung des Bundes ent- 
standen sind, abgebaut werden können. 
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• WOHNEIGENTUM 

Neues 
Förderungskonzept 
soll Familien mit 
Kindern spürbar 
entlasten 
Zu den Grundzügen der anstehen- 
den Neuordnung der steuerlichen 
Förderung der Eigentumsbildung im 
Wohnungsbau hat Bundesbaumini- 
ster Oscar Schneider anläßlich der 
Eröffnung der Ausstellung „Mut zum 
Bauen" in Bonn Stellung genommen. 

Der Minister unterstrich, daß die Förde- 
rung der Eigentumsbildung ein 

Schwerpunkt seiner Wohnungspolitik sei. 
Er sehe darin zugleich einen wichtigen 
Beitrag zur Familienpolitik. Die gegenwär- 
tig gute baukonjunkturelle Situation könne 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß vor al- 
lem kinderreiche Familien den Sprung ins 
eigene Heim aus eigener Kraft nicht schaf- 
fen könnten. Da müsse die öffentliche 
Hand weiterhin Hilfestellung geben. 
Eine Neuregelung im Anschluß an die ge- 
genwärtig noch wirksamen Förderungs- 
maßnahmen des wohnungspolitischen So- 
fortprogramms, so der Minister, sei recht- 
zeitig vorgesehen. Bauherren, Bau- und 
Wohnungswirtschaft hätten bis zum Som- 
mer dieses Jahres Klarheit darüber, wie es 
nach dem Auslaufen des Sofortpro- 
gramms weitergehe. Zwar seien die Ent- 
scheidungen über die konkreten Details 
des neuen Konzepts noch nicht gefallen, 
über wichtige Grundzüge bestehe aller- 
dings mit dem Bundesfinanzminister Ei- 
nigkeit. 
Zu den Eckwerten des künftigen Kon- 
zepts, so Schneider, seien einige Klarstel- 
lungen wichtig. Zu den Eckdaten der Neu- 
regelung gehört die Überlegung, bei künf- 

tigen       Bauvorhaben 
Wohneigentum   steuerlich 
gleich zu behandeln, unabhängig y^^y 

nb» 
Gebäudeart. Dies habe vor allem Be 

tung für die selbstgenutzte Wohnung^ 
Zweifamilienhaus. Sie werde bisher ,, 
wie eine vermietete Wohnung beh^tfT1jet' 
mit voller Versteuerung des Mark 
wertes bei unbegrenztem Schuldz" ^ 
abzug. Dies solle in der Zukunft aUS

rfa||ed 
den der Steuergerechtigkeit en!:rüi- 
Durch diese Gleichbehandlung, s0Z.^ 
nister, entstehe ein hinreichendes r $ 
volumen zur besseren Förderung ^. 
selbstgenutzten Einfamilienhäuser u 
gentumswohnungen. g. 

Die nach bisherigem Steuerrecht Q $ 
ten Ein- und Zweifamilienhäuser si ^ 
von nicht betroffen. Niemand, so b .\^ 
der, sollte sich im Blick auf Neureg^p 
gen abhalten lassen, jetzt seine ^ 
sichten zu verwirklichen. Ein Aufsc 

sei sicher kaum nützlich. 

Immer noch zu hörende Spekulation^ $ 
der Minister, wonach zum Ausg'el $ 
die Entlastung in den Anfangsjahre    ^ aie cniiasiung in uen «iiiaiiyaj—-      $\ 
ter eine höhere Besteuerung vor*L \\t 
sei, seien aus der Luft gegriffen. & f 
derartige Pläne stets nachdrück"^ pr 
rückgewiesen. Niemand brauche $ 
fürchten, daß er für die Entschulde'»/ 
nes Eigenheims steuerlich in irye 

Form „bestraft" werde. $ 

Sinn der Neuregelung ist eine V^fi/. 
rung der steuerlichen Entlastung v    # 
für Familien mit Kindern. Diese &n ^ 
solle sich aus zwei Komponenten 
mensetzen: ef/ 
- Es bleibe — wie jetzt beim ®*\$\ 
Paragraphen 7b - bei einem ally ^ 
Absetzungsbetrag. Zu prüfen se      V« 
wärtig, inwieweit sich dieser Be 

bessern lasse. n, j 
- Daneben solle es einen weite gf sj 
heblichen Abzugsbetrag geben. pie5 
an der Zahl der Kinder orientier •   A 

Betrag solle schon vom ersten 
gewährt werden 
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SPD-LEITANTRAG 

Alt e Rezepte für neue Techniken 
part J?m Lejtantra9 für den Essener 
h..    C|taa  Mitto Mai nark«..» Mm. cnn 

- zu Beginn des Papiers ist 
, J Weit her, wenn sie die staat- 

^f alta|Mltte Mai verkauft die SPD 
Sinf|üft Rezepte. In einer größeren 
«Heini   ahme des Staates wird das 
aktue ?e Heilmittel zur Lösung der 
Wie dl * und ^künftigen Probleme 
$trukf

r Arbeitslosigkeit und des 
rn9rktiZrWande,s gesehen. Mit dem 
^rs^schaftlichen Bekenntnis 

K. 
Ir,s Peiw^""9 im 9'eichen Atemzug 
*** Or?    hrt- Unter Beruf"ng au* " 
s'ch di'

6n*;erungsrahmen '85 spricht 
StaWch       hler ffur ,nstrumente 
r\ Pi      Beeinflussung und Förde- 
Sch«fta anung und Lenkung des Wirt- 
f)°sitio^r°2esses aus- Dlese Grund- 
SeJ pragt das 17 Punkte umfas- 
M   p*pier. 

de 
e^ Ausweitung der Kompetenzen 

usi9keit ?taates wi" die SPD die Arbeits- 
zeit b.

beseitigen, den Hunger in der 
V,elt£

amPfen, die Zerstörung unserer 

?eichheit
eSeiti9en und für mehr Chancen- 

% des SOrgen- Die staatliche Förde- 
p?aft ist f

Strukturwar)dels unserer Wirt- 
%de J,fur die SPD das erfolgverspre- 

tet die98 aller Dinge- lm einzelnen be- 

Iv9ePoiitlkrbet0nun9 staat,lcher Nach- 
dilrtschafto blS zur Änderung unserer 
W Va, nung: -Vielmehr müssen 
D%r, d

USsetzungen dafür geschaffen 
f *%\^ uaß Staat, Bundesbank und Tarif- 
w^ Wach

gerTleinsam   die  Verantwortung 
^ be!?U

L
m' Beschäftigung und Geld- 

,,nehmenu- 
die   Pb ch v0r       

ng    dßs    Strukturwandels 
ausschauende Industriepolitik 

des Staates: „In wichtigen Bereichen muß 
der Staat durch seine Industriepolitik für 
entsprechende Bedingungen sorgen. 
Hierzu gehört ein verstärktes planerisches 
Vorausdenken..."; 
— die Ausweitung staatlicher Infrastruk- 
turmaßnahmen z. B. im Wohnungsbau, 
der Kultur- und Bildungsangebote und bei 
der Telekommunikation; 

— die Bevorzugung des Gemeinlastprin- 
zips zur Beseitigung von Umweltschäden: 
„Allerdings wird in einer längeren, zeitlich 
befristeten Sanierungsphase... ein vor- 
übergehender Verzicht auf strikte Anwen- 
dung des Verursacherprinzips unvermeid- 
bar..." 

— die Schaffung von Voraussetzungen 
für Arbeitszeitverkürzungen — vornehm- 
lich für die 35-Stunden-Woche — durch 
den Staat: „Wir unterstützen die Gewerk- 
schaft, die für die 35-Stunden-Woche und 
für eine deutliche Verkürzung der Lebens- 
arbeitszeit kämpft." 

Bei diesem Katalog staatlicher Eingriffe 
fällt vor allem auf, daß die SPD heute dem 
Gemeinlastprinzip zur Beseitigung vor- 
handener Umweltschäden absoluten Vor- 
rang einräumt. Das Verursacherprinzip 
wird praktisch abgelehnt, das Vorsorge- 
prinzip nicht erwähnt. Das kommt einer 
Absage an neue marktwirtschaftliche Lö- 
sungsansätze in der Umweltpolitik gleich. 
Den gesamten Maßnahmenkatalog will die 
SPD vor allem durch höhere Steuern fi- 
nanzieren. So soll die Gewerbesteuer in 
eine Wertschöpfungssteuer auf alle Arten 
der staatlichen und privaten Leistungser- 
stellung ausgedehnt werden. Zudem wird 
die Erhöhung der Mineralölsteuer, eine 
Umweltabgabe für ein Sondervermögen 
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„Arbeit und Umwelt" und die Einführung 
der Quellensteuer, besser bekannt unter 
dem Namen Sparbuchsteuer, angestrebt. 
All diese Steuererhöhungsforderungen 
gipfeln in dem Wunsch, daß die aufgrund 
neuer Technologien erwirtschafteten Er- 
träge zur Finanzierung der Arbeitslosig- 
keit herangezogen werden müssen. Hier- 
bei denkt die SPD an „eine wertschöp- 
fungsbezogene Abgabe". 

Die von der SPD angestrebte Förderung 
des wirtschaftlichen Strukturwandels ist 
mehr Lippenbekenntnis als tatsächliche 
Zielvorstellung. Vor allem die geschickt 
umschriebene Einführung einer „Maschi- 
nensteuer" zeigt, daß die SPD gerade den 
jetzt einsetzenden technologischen Wan- 
del strangulieren will. Die Einführung die- 
ser Steuer würde die Mehrzahl der Unter- 
nehmen in unserem Land veranlassen, 
nicht mehr den günstigsten, sondern den 
spätestmöglichen Zeitpunkt für den Kauf 
neuer moderner Maschinen zu wählen. 
Die zunehmende Veralterung der Unter- 
nehmen wäre unausweichlich, das vergrei- 
sende Sachkapital würde sich ausweiten. 
Die noch zu Beginn des Papiers geforder- 
ten Produkt- und Verfahrensinnovationen 
würden verhindert, und die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit und damit die Zu- 
kunft unseres Landes würde spürbar ge- 
fährdet. 

Entgegen ihren Erfahrungen aus den 70er 
Jahren, in denen die SPD viele Milliarden 
ohne sichtbare und nachhaltige Wirkung 
in 14 Beschäftigungsprogrammen verpul- 
verte, sollen auch jetzt wieder neue be- 
schäftigungspolitische Strohfeuer ent- 
facht werden. Dies entspricht der nach 
wie vor unveränderten Grundhaltung der 
SPD, die von einem tiefen Mißtrauen ge- 
genüber dem Markt geprägt ist. Mit die- 
sem Leitantrag kann die SPD keine erfolg- 
versprechende wirtschaftliche Perspekti- 
ve anbieten. Mit staatlicher Investitions- 
lenkung und mit Steuererhöhungen kön- 
nen die Zukunftsprobleme unseres Lan- 
des nicht gelöst werden. 

Starker Zuwachs der 
Existenzgründungen 
In  der  Regierungszeit  von   Bun de 
kanzler Helmut Kohl ist die Zahl °^ 
Existenzgründungen stark angewac 

sen. 1983 förderte allein die Lastena" 
gleichsbank  insgesamt  16500  Grü. 
dungsvorhaben (1982:  12400) mit 
nem Fördervolumen von 1,3 Milliar 

DM. Damit wurden die Existenzgr 
dungsprogramme dieses Mittelste^ 
förderungsinstituts des Bundes im 
gangenen Jahr so stark wie noch ni 
Anspruch genommen. Ein beS°n

kaPi- 
starker Zuwachs wird beim Eigen* 
talhilfeprogramm   gemeldet,   das 
Regierung Helmut Kohl durch bes» 
Bedingungen attraktiver gestaltet 
Hier stiegen die zur Verfügung QeS' ^ 
ten Mittel von 95 Millionen DM im    ^ 
1982  auf 370  Millionen  DM  im    ^ 
1983; das sind 290 Prozent mehr   p 
1982.   Durch   die   FinanzierungS"1' ^ 
der Bank wurden allein im letzten     . 
80000 Arbeitsplätze geschaffen 
gesichert. $ 
Der Bund setzt auch weiterhin au n. 
Lastenausgleichsbank als bed© ef1 
den Wegbereiter des Struktur ^ 
Wandels in unserer Volkswirtscha • g, 
finanziert die Bank mit Mitteln de s 
ropäischen Wiederaufbauprogra^. 
(ERP) jetzt auch zunehmend urn

ejne5 
Schutzmaßnahmen im Rahmen ^ 
Abfallwirtschaftsprogramms. ~ r 
beteiligt sie sich an einem Mod ter- 
such technologie-orientierter jni' 
nehmensgründungen des Bunde je 

sters für Forschung und Techno" . 
Für 1984 ist nochmals eine Steig .r- 
der Hilfen für Existenzgründunge ^ 
gesehen. Damit leistet die LaS

ßejtr^ 
gleichsbank einen wichtigen ^ 
zur weiteren Belebung der W1   jt. 
und zum Abbau der Arbeitslosig 
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INFORMATION 

^erluste der 
Bundesbahn wurden 
9sstoppt 
19g Reduzierung des Jahresverlustes 
400 i-er Deutschen Bundesbahn um rd. 
bei • DM lm Ver9lelch zum Vorjahr 
Ver 9lelcnzelt'9 unveränderter Gesamt- 
De schuldung ist nicht nur ein Erfolg der 

dor A hen Bundesbann- sondern auch 
na   Anfang der Konsolidierung ihrer Fi- 
beh en' erk,ärte der Vorsitzende der Ar- 
d   •9rUppe Verkehr der CDU/CSU-Bun- 

slagsfraktion, MdB Günter Straßmeir. 

nichfUnahme des Jahresverlustes konnte 
lieh nUr gestoPPt- sondern sogar deut- 
giej ^erringert werden.  Dies werten wir 

Und als den Be9'nn einer Wende 
^iele a«HS 9Ute Aus9angsposition, um die 
stim des von der Bundesregierung ein- 
verwm|? verabschiedeten DB-Konzepts zu 
als  'rkl,cnen. Das jetzige Ergebnis kann 
bis iQQffrster Schritt in R'chtung auf die 
dukti   ° vorgesehene Steigerung der Pro- 

Kost Um 40% und die Senkun9 der 
gilt e

en Urn 25% angesehen werden. Jetzt 
besch' d'esen We9 konsequent weiter zu 

Dieser 
en. 

9eben °'9 SO" für uns verstärkt An|aß 
r6n   "• die Deutsche Bundesbahn bei ih- 
Unter 

Vestitionsbemühungen tatkraft'9 zu 

d«n w 
2en- Die DB ihrerseits wird mit 

9ebot 
eiter vorgesehenen attraktiven An- 

te-B pn fÜr die verladende Wirtschaft 
ihre ö 

nfuhrung des Intercargo-Dienstes) 
M 

etriebsergebnisse verbessern kön- 

gativK amit hat sich auch die ständige Ne- 
der Cnii|rtei,ung der SPD über den von r Chi y en 

cJeutJQ      Csu eingeschlagenen Weg 
9 a|s Bumerang erwiesen. 

ein- 

Gegen Auflösung 
der Erfassungsstelle 
Die CDU/CSU sieht keine Gesprächs- 
grundlage zur Auflösung der zentralen Er- 
fassungsstelle der Länderjustizverwaltun- 
gen zur Registrierung der in Ost-Berlin 
und in der DDR begangenen Gewaltakte 
in Salzgitter, solange die Ostberliner Füh- 
rung den Schießbefehl anordne, die un- 
menschlichen Grenzbefestigungen unter- 
halte und politische Justizverurteilungen 
gestatte. Dies erklärte der Bundestagsab- 
geordnete Helmut Sauer auf einer Tagung 
des Bundes der Vertriebenen in Wolfen- 
büttel. Er wandte sich gegen entspre- 
chende Überlegungen des stellvertreten- 
den FDP-Fraktionsvorsitzenden Ronne- 
burger. 

Tagesschau/Tagesthemen 
an journalistische 
Fairneß erinnert 
Der stellvertretende Sprecher der CDU, 
Walter   Brückmann,   richtete   folgendes 
Fernschreiben an die Redaktion von Ta- 
gesschau/Tagesthemen : 

„Nach Beobachtung der Berichterstattung 
von Tagesschau und Tagesthemen in den 
vergangenen Wochen sieht sich die CDU 
zum Protest veranlaßt. Es ist geradezu un- 
glaublich, wie die Redaktion der Tages- 
schau mit Nachrichten über die CDU um- 
geht. Bis heute hat es beispielsweise kei- 
ne ausführliche Darstellung des Leitantra- 
ges des CDU-Bundesvorstandes  (Stutt- 
garter Leitsätze) für den CDU-Bundespar- 
teitag gegeben, obwohl in Pressegesprä- 
chen und  Pressekonferenzen mehrmals 
über diesen Leitantrag informiert worden 
ist. Wir sehen in solcher bewußten Unter- 
schlagung   eines   für   die   Öffentlichkeit 
wichtigen Themas nicht nur einen Zufall; 
und wir betrachten es auch nicht als Zu- 
fall, daß über die Wirtschaftsleitsätze des 
SPD-Bundesvorstandes   ausführlich   be- 
richtet wurde. 
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Als weiteres Beispiel unserer Kritik an der 
manipulativen Berichterstattung der Ta- 
gesschau zähle ich die CDU-Landespar- 
teitage in Hessen und in Niedersachsen 
auf, von denen die Tagesschau — zumin- 
dest in ihren Hauptsendungen — keine 
Notiz nahm. Ich darf Sie dringend bitten, 
daß die Redaktion von Tagesschau und 
Tagesthemen in bezug auf die CDU zu 
journalistische Fairneß zurückkehrt. Es 
geht hier nicht um Minuten- und Sekun- 
denzählerei, aber es geht um ausgewoge- 
ne Berichterstattung. Darauf werden wir 
immer mit aller Deutlichkeit hinweisen." 

Mehr Lehrlinge als je zuvor 
in Industrie und Handel 
792000 Auszubildende lernten Ende 1983 
in Industrie und Handel, in Banken und 
Versicherungen, im Gast- und Verkehrs- 
gewerbe. Das sind 3,6 Prozent mehr als 
im Vorjahr mit 764000 Auszubildenden. 
Dies ergibt eine Erhebung des Deutschen 
Industrie- und Handelstages (DIHT) bei 
den 69 Industrie- und Handelskammern. 
Mehr Lehrlinge hat es bei IHK-zugehöri- 
gen Unternehmen noch nie gegeben. 
Diese Steigerung der Lehrlingszahl ist vor 
allem auf die Gewinnung zusätzlicher Aus- 
bildungsbetriebe zurückzuführen. Ende 
1983 bildeten im IHK-Bereich 152300 Be- 
triebe aus. Dies sind 6100 oder 4,2 Pro- 
zent mehr als 1982. Damit wurde die 
höchste Zahl der letzten zehn Jahre er- 
reicht. Das unterstreiche eindrücklich die 
hohe Ausbildungsbereitschaft der Wirt- 
schaft. 

Die besten Gewerkschafter 
in die Betriebe 
„Die erfahrensten und besten Kolleginnen 
und Kollegen gehören in die neuzuwählen- 
den Betriebsräte. Wer dagegen die Be- 
triebsratswahlen zu einer .Mobilisierung 
der Arbeitnehmer gegen die Politik der 
Bundesregierung'   benutzt,   schadet  den 

Interessen der Arbeitnehmer." Das erklar- 
te der geschäftsführende Ausschuß der 
Arbeitsgemeinschaft der DGB-Gewerk- 
schafter in der CDA. Der Beschluß richte' 
sich gegen eine öffentliche Äußerung des 
SPD-Vorstandes zur Betriebsratswahl. 
Der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft- 
Gustav Fehrenbach, zugleich stellvertre^ 
tender DGB-Vorsitzender, sagte: ße'^ 
braucht werden gute und durchsetzung5' 
fähige Betriebsräte, die sich auf das Ver- 
trauen der Beschäftigten stützen können, 
aber keine parteipolitischen konkurriere 
den Listen." 

Gegen den „Waldpfennig" 
Zu   den   Plänen   der   nordrhein-westfä' 
sehen Landesregierung, einen „Waldpfe 
nig" einzuführen, erklärte der energiep0 

tische  Sprecher  der CDU/CSU-Bundes* 
tagsfraktion, Ludwig Gerstein, der Wa 
pfennig werde den Kohleeinsatz ersC^1^ 
ren. In Wirklichkeit werde aber dem W* 
durch diese neue steuerähnliche Ab^a

für 

überhaupt nicht geholfen werden, und 
die Nutzung deutscher Steinkohle ^ür

Qe( 

neue    Erschwernisse    geschaffen. 
Waldpfennig widerspreche dem Verur 
cherprinzip, weil z. B. mit der Kernenerg 
auch die Stromerzeugung erfassen ^ 
de, die Waldschäden verursachen Kö 
ten. 

Niedersachsen: Mittel für 
bleifreie Landesfahrzeuge 

und 
Die von Bundeskanzler Helmut Kohl 
Innenminister Friedrich Zimmermann 
triebene Einführung des bleifreien Bent 
verzeichnet einen weiteren Erfolg: D'en(j) 
Ministerpräsident   Ernst  Albrecht   (c 

geführte   niedersächsische   Landesreg 
rung stellt in diesem Jahr 100000 Mark 
Umrüstung   von   Landesfahrzeugen 
Verfügung. Die umweltfreundlichen A 
sollen versuchsweise eingesetzt wer 
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• AUSLÄNDER 

Integrationswille der Türken wächst 
.^besondere jüngere Türken stre- 
un stärker als bisher Kontakte zu 

putschen an. Der Wunsch nach ge- 
ßllschaftlicher Integration wächst. 
•e Behauptung, Türken seien über- 

haupt nicht bereit, sich in die deut- 
sche Gesellschaft zu integrieren, ist 

o,lkerlegt- Das ist das wichtigste Er- 
Jet)nis einer Umfrage des Bielefel- 
ö
er Emnid-Instituts im Auftrage des 

8erüner Senats. 

D'e nachwachsende Generation der 
|Jf 

Turken orientiert sich zunehmend 
dJ die deutsche Gesellschaft hin", war 
Au" |.Kommentar von  Barbara John,  der 

Sonderbeauftragten  des  Berliner Se- 

Scr?0 20 Prozent der Türken sind inzwi- 
Sc.en bereit, die deutsche Staatsbürger- 
jürt anzunehrnen- Dabei fällt auf, daß 
^aR6re Turken dazu in erheblich höherem 
^ öe bereit sind als ihre Landsleute über 

Ürm2Uhalten bleibt auchl daß bei einer 

^nt 
*9e vor einem Jahr erst etwa 15 Pro- 
an einer deutschen Staatsbürger- 

in interessiert waren. Noch deutlicher 
^n K6r Umdenkun9sPr°zeß bei den Tür- 
erwü der Fra9e nacn den wichtigsten 
der v!/SCnten Hilfen. Vor einem Jahr hatte 
Deut 

cn nach besseren Kontakten zu 
dUr cuChen- nach rnehr Freundlichkeit 
der ^ Deutsche, keinen Niederschlag in 
f>r0> stlk gefunden, jetzt äußerten 10 
öj 

2er»t diesen Wunsch. 

9ute
8 deutlicn positivere Einstellung nach 

ICn zu einem Teil auf Maßnahmen des 

9ute 
ll,cn positivere tinsteiiung nacn 

cher,n Beziehungen zu Deutschen ist si- 
Öprh'Ch zu einem Teil auf Maßnahmen des Nr, er Senats zurückzuführen. Die Infor- 

mationsanzeigen der Ausländerbeauftrag- 
ten, die jetzt im Abstand von 14 Tagen in 
türkischsprachigen Zeitungen erscheinen, 
sind mehr als der Hälfte der erwachsenen 
Türken bekannt. Diese Anzeigen bezeich- 
neten 84 Prozent der Befragten als für 
sich persönlich hilfreich. Die Plakataktion 
des Senats gegen Ausländerfeindlichkeit 
war sogar 76 Prozent der Befragten be- 
kannt. Von zwei Dritteln wird von dieser 
Initiative eine positive Wirkung erwartet. 
Diese Beispiele zeigen, daß die Integra- 
tionsbereitschaft der Ausländer durch ge- 
zielte Maßnahmen entscheidend gestärkt 
werden kann. 
Interessant ist auch das Ergebnis auf die 
Frage: „Man hört oft, daß ein Kind, das 
erst aus der Türkei nach Deutschland 
kommt, wenn es schon größer ist, schwe- 
rer Deutsch lernt und an deutschen Schu- 
len Schwierigkeiten hat." Dieser Sachver- 
halt wurde von mehr als zwei Dritteln be- 
stätigt. 

Staatliche Vorfinanzierung 
der Rückkehrhilfe möglich 
Die Hilfen des Bundes für arbeitslose Aus- 
länder, die in ihre Heimat zurückkehren 
wollen, können künftig zu 75 Prozent vom 
Staat vorfinanziert werden. Wie das Bun- 
desarbeitsministerium in Bonn mitteilte, 
sind Ausländer damit nicht mehr auf priva- 
te Geldverleiher angewiesen, wenn sie 
sich entschließen, aus der Bundesrepublik 
auszureisen. Die Rückkehrhilfe in Höhe 
von 10500 Mark und 1500 Mark zusätzlich 
für jedes Kind wurde nämlich bisher erst 
dann ausgezahlt, wenn die heimkehrende 
Familie mit einer Grenzübertrittsbeschei- 
nigung nachweisen konnte, daß sie die 
Bundesrepublik bereits verlassen hat. 
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• CDU OLDENBURG 

Bilanz auf 
allen Ebenen positiv 
Mit Stolz wies der Vorsitzende des 
CDU-Landesverbandes Oldenburg, 
Minister Gerhard Glup, vor den rund 
300 Delegierten des Parteitages der 
Oldenburger CDU am 24. März 1984 
in Vechta darauf hin, daß die CDU, 
die in 51 der 63 Oldenburger Kom- 
munalparlamente, im Land und im 
Bund die Verantwortung trägt, nicht 
nur bei den zurückliegenden Wahlen 
erfolgreich war, sondern in den letz- 
ten vier Jahren mit über 5000 Neuen 
auch einen erheblichen Mitgliederzu- 
lauf zu verzeichnen hatte. Der CDU- 
Landesverband Oldenburg ist mit 
18326 Mitgliedern der zweitstärkste 
Regionalverband in Niedersachsen. 

Die Versäumnisse und Fehler der SPD 
in Jahrzehnten ließen sich zwar nicht 

in Monaten aufholen, doch die Bilanz nach 
einem Jahr Regierung Kohl könne sich se- 
hen lassen. Glup dankte den Verantwortli- 
chen der Kammern und Verbände, aber 
insbesondere den vielen kleinen und mitt- 
leren Unternehmen, die im vergangenen 
Jahr mehr Auszubildende eingestellt ha- 
ben als je zuvor. „Solange ich im Amt bin, 
sind nur bäuerliche Familienbetriebe ge- 
fördert worden", sagte Glup, auf die 
Agrarpolitik der Landesregierung einge- 
hend. Die Errichtung gewerblicher Mam- 
mutbetriebe in der Tierproduktion gehört 
nicht in das Konzept der Landesregie- 
rung. Als sozial- und familienpolitischen 
Erfolg wertete der Minister die Eigentums- 

förderung in Niedersachsen. Mit einer fci- 
gentumsquote von 48 Prozent, gemessen 
am   Gesamtwohnraum,   steht  das  Land 
Niedersachsten  an  vorderster Stelle  ^ 
gesamten Bundesgebiet. 

Ein Arbeitskampf in  der gegenwärtigen 
Tarifauseinandersetzung    komme   einem 
Überfall auf die Arbeitslosen gleich, sagte 

Bundesarbeitsminister Norbert Blüm, de 
als Gastredner auf dem Parteitag in Vech- 
ta sprach. Der CDU-Politiker appellierte an 

die Tarifparteien, eine „Besinnungspause 

der Vernunft"  einzulegen.  Die  von  de 
Bundesregierung  vorgesehene  Vorruhe' 
Standsregelung  bezeichnete  er  als  el 

Friedensangebot. Steigendes Wirtschaft5' 
Wachstum,    ein    erheblich    gebremste 
Preisanstieg und erste positive Entwich 
lungen auf dem Arbeitsmarkt berechtig6 

nach   Blüms   Worten   zum   Optimismus. 
Dennoch werde die Arbeitslosigkeit a 
längere Sicht das zentrale Problem t»|el 

ben, weil sie die größte Gefahr für das Sy 
stem der sozialen Sicherheit darstelle- 

Eine europapolitische Komponente ern*f, 
der Parteitag des Landesverbandes O 
denburg durch ein  Kurzreferat von &• 
Werner Münch, der auf Platz 3 der niede - 
sächsischen Landesliste steht. „In ein 
Zeit, in der immer weniger Probleme n 

tional gelöst werden können, darf es m 
sein,   daß   Mitgliedsländer   egoistisch ^ 
werden  und  nur noch  in  Geldbetrag 
ausrechnen, was für sie aus der Geme 

schaftskasse herauskommt", sagte Mün 

Im übrigen wählte der Parteitag die w 
glieder für den Parteiausschuß der Nieo 
sachsen-CDU   und  verabschiedete  e 

größere Zahl von Anträgen. In einem y. 
Vorstand vorgelegten  Leitantrag tor 
der Parteitag Landes- und Bundesreg 
rung zur Stärkung der „Wirtschafts-     , 
Arbeitsmarktregion   Oldenburger   La 

auf. 



Ein Ja zu Europa ist ein 
Ja für unsere Zukunft 

Unsere Zukunft liegt in Eu- 
r°Pa. Deshalb rufen wir die Ju- 
9end auf: Arbeiten Sie mit an 
~er Einigung Europas. Europa 
faucht den Schwung der 
Ju9end. 

Europa — 
das ist Freiheit 

Reisen, wohin man will; arbei- 
ten, wo man will; studieren, wo 
Jan will; Sportwettkämpfe 
£Urchführen, wo man will; 
kundschaften schließen, wo 

man will; mit einem Wort: Euro- 
pa einigen. Wir wollen die Grenz- 
kontrollen abschaffen und die 
Erkennung aller Schul- und 
Hochschulabschlüsse überall 
verwirklichen. 

€urppa- 
^fsjst Frieden 

Seit fast 40 Jahren ist in West- 
Uropa Frieden; nach innen und 
,ach außen. Inmitten einer Welt 

CDU 

von Krisen wurde die Europä- 
ische Gemeinschaft zur erfolg- 
reichsten Friedensbewegung 
der neueren Geschichte. 

Europa - das ist 
soziale Gerechtigkeit 

Auch in Europa gibt es noch 
arme und reiche Regionen. Nur 
ein politisch geeintes und wirt- 
schaftlich starkes Europa kann 
gerechte Lebenschancen für 
alle Europäer und die Menschen 
der Dritten Welt verwirklichen. 

Europa - das ist eine 
lebenswerte Umwelt 

Meere, Flüsse und Luft gehö- 
ren zur gemeinsamen Umwelt 
aller Europäer. Nur gemein- 
sames Handeln - über alle 
Grenzen hinweg - stoppt das 
Waldsterben und macht unsere 
Gewässer wieder sauber. 
Am 17. Juni entscheiden Sie 
über Ihre Zukunft in Europa. 
Europa braucht Ihre Stimme. 
Jede Stimme für die CDU ist 
eine Stimme für Europa. 

Aufwärts mit 
Deutschland 
Mit uns für Europa 
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Neue 
Broschüren 
Neben den aktuellen Problemen des politi- 
schen Alltags einer Regierungspartei darf 
die Frage nach den moralischen Leitlinien 
unseres politischen Handelns nicht zu 
kurz kommen. Dies gilt für die CDU als 
christliche Partei in besonderem Maße. 

Die Broschüre dokumentiert eine Rede 
des CDU-Bundesvorsitzenden, Bundes- 
kanzler Helmut Kohl, vor der 26. Bundes- 
tagung des Evangelischen Arbeitskreises 
der CDU/CSU. Er setzt sich darin intensiv 
mit den politisch-moralischen Herausfor- 
derungen unserer Gesellschaft auseinan- 
der und erläutert die langfristigen Ziele un- 
serer Politik. 
Bestell-Nummer: 3526 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 24,— DM 

in in mm ii mumm ii immun n im ii 

Der durch den technischen Fortschritt 
eingeleitete Strukturwandel ist heute für 
die Weiterentwicklung unserer Volkswirt- 
schaft notwendiger denn je. Denn nur da- 
durch können wir die Herausforderungen 
der Zukunft meistern. 

Die Broschüre bietet hierzu detaillierte 
Fakten, Zahlen und Analysen. Sie soll An- 
regungen für die Diskussion über die 
Stuttgarter Leitsätze im Vorfeld des CDU- 
Parteitages im Mai geben. Sie ist nicht nur 
eine „Pflichtlektüre" für jeden Parteitags- 
delegierten, sondern eine wichtige Argu- 
mentationshilfe für die aktuelle politische 
Diskussion. 

Bestell-Nummer: 5537 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 25,— DM 

Helmut Kohl: 

Christliche Verantwortung 
für eine menschliche Zukunft 

CDU 
mm sich0! 

Erneuerung 
der Sozialen 
Marktwirtschaft 

Materialien zur Diskussion 
der Stuttgarter Leitsätze 

CDU 
undlf*1 
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Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit 

Jüo8ranun zur Bekämpfung der 
vArbeitslosigkeit. Beschlossen 
2f"' Bundesausschuß der CDU am 
ü*ebruarl984 

s^^uß des Bundesfachaus- 
W?5 Jugendpolitik der CDU 

U| «Januar 1984 

CDU 
M 

Keine Patentrezepte, sondern eine breite 
Palette praktischer und realistischer Maß- 
nahmen bietet das Programm der CDU 
zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosig- 
keit. Es ist ein Programm der vielen klei- 
nen Schritte. 
Zur Beseitigung der Jugendarbeitslosig- 
keit müssen über die klassischen politi- 
schen Mittel hinaus zusätzliche Maßnah- 
men ergriffen werden. 
Die   Broschüre   dokumentiert   das   Pro- 
gramm  der CDU,  das eine  realistische 
Grundlage  für  die  weitere   Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit bietet. 
Bestell-Nummer: 3528 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 24,— DM 
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Über die Fragen und Probleme der Ju- 
gend   heute   nachzudenken,   das   heißt 
auch, über die Zukunft nachzudenken und 
offener für neue Fragestellungen zu sein. 
In den „Leitlinien zur Jugendhilfe" geht die 
CDU diesen Fragen nach und versucht, 
darauf Antworten zu finden. 
Die   Broschüre  erläutert  ausführlich  die 
Vorstellungen der CDU zu den neuen Auf- 
gaben der Jugendhilfe. Sie erläutert unter 
anderem  die  Vorschläge  zur Verbesse- 
rung der Jugendgesetze und bietet damit 
eine Orientierungshilfe für Jugendliche, El- 
tern und Fachkräfte der Jugendarbeit. 
Bestell-Nummer: 5540 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 27,50 DM 

Rednerankündigungsplakat 
Uwe Barschel 
DIN A1 
Bestell-Nummer: 8519 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 25,— DM 

DIN A0 
Bestell-Nummer: 8518 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 42,50 DM 
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ZITATE 

Ein ausgezeichnetes 
Ergebnis für Lothar Späth 
Der Sieger dieser Wahl heißt Lothar 
Späth, trotz der Stimmenverluste, die er 
hinnehmen mußte. Späth behält die abso- 
lute Mehrheit, und die Nähe zur 50-Pro- 
zent-Grenze ist keineswegs so groß, daß 
man sagen müßte: noch einmal davonge- 
kommen. 

Stuttgarter Nachrichten, 26. März 1984 

Nun hat sich auch in Baden-Württemberg 
bestätigt, was bei den bayerischen Kom- 
munalwahlen vor einer Woche erkennbar 
wurde, daß nämlich die Grünen an den Li- 
beralen vorbeiziehen. 

Stuttgarter Zeitung, 26. März 1984 

Fast rührend anzuhören war, wie der Par- 
teivorsitzende Willy Brandt seinen sozial- 
demokratischen Freunden die Zensur 
„Schön solide gehalten" auf den neuerli- 
chen Marsch in die Opposition gab. Auch 
eine Überraschung: Ein gutes Jahr nach 
der Bundestagswahl vom 6. März 1983 hat 
die große Bonner Opposition, die der Uni- 

on die Verantwortung für die hohe• 
beitslosigkeit und den angeblichen »•f^ 
len Kahlschlag" in die Schuhe gescno^ 
hat, kaum einen neuen Wähler unter   ^ 
schwäbischen Arbeitern und Angeste 
gewinnen können. ^ 

Rheinische Post, 26. März 

Für die SPD ist dieses Ergebnis 9era efit- 
seiner Stabilität, in seiner Stagnation ^ 
täuschend. Weder von der CDU, w ,gS. 
von ihrer Landes- noch von ihrer Bun QC\\ 
politik aus, konnte sie Wähler holen, ^. 
hat sie den Grünen Wasser abgraben' 
nen. Selbst die Beruhigung der La^oS- 
partei hat sich für die SPD nicht gr°" ^ 
gezahlt. Süddeutsche Zeitung, 26. Mär* 

Der Sparkurs Lothar Späths in stüt^ 
und Helmut Kohls in Bonn hat aüS

K$tf 
Wählern im deutschen Südwesten $ 
Protestwähler gemacht. Die bedäcn *{j, 
Badener und Schwaben haben di<e „$ 
nuität dem Wechsel vorgezogen. &' ^ 
tische Landschaft zwischen NeckB ^. 
Bodensee hat sich am Wahltag k^un 

sentlich verändert. .$ 
Der   sozialdemokratische   Slogan   ,ep 
„Denkzettel für Bonn" ist diesmal le 

falls nicht anwendbar. ^ 
General-Anzeiger, Bonn, 26. M*r 
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